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|. Rechtsgrundlage und Begriffsdefinition

Finanz-Verfassungsgesetz 1948 — F-VG 1948, BGBI. Nr. 45/1948 idF BGBI. | Nr.
51/2012

.8 12.(1) Finanzzuweisungen des Bundes an die Lander (Gemeinden) und der Ldnder an die Gemein-
den kénnen entweder als Schltisselzuweisungen oder als Bedarfszuweisungen gewdahrt werden. Bei der Erstel-
lung der Schltissel ist die durchschnittliche Belastung der Gebietskérperschaften durch die ihnen obliegenden
Pflichtaufgaben und ihre eigene Steuerkraft zu berticksichtigen. Bedarfszuweisungen kénnen zur Aufrechter-
haltung oder Wiederherstellung des Gleichgewichtes im Haushalt, zur Deckung aulsergewéhnlicher Erforder-
nisse oder zum Ausgleich von Harten gewdahrt werden, die sich bei der Verteilung von Abgabenertragsanteilen
oder Schltsselzuweisungen ergeben.

(2) Zweckgebundene Zuschtisse des Bundes werden durch das Finanzausgleichsgesetz oder durch
Bundesgesetze festgesetzt, welche die Verwaltungsaufgaben regeln, zu deren Lasten die Zuschusse zu leisten
sind. Diese Bestimmungen gelten sinngemdl3 flir Zuschusse der Ldnder an die Gemeinden (Gemeindever-
bdnde).

§ 13. Die Gewdhrung von Bedarfszuweisungen und von zweckgebundenen Zuschtissen kann an Be-
dingungen geknlpft werden, die der Erhaltung oder Herstellung des Gleichgewichtes im Haushalt der emp-
fangenden Gebietskérperschaften dienen oder mit dem mit der ZuschuBSleistung verfolgten Zweck zusam-
menhdngen. Die gewdhrende Gebietskérperschaft kann sich das Recht vorbehalten, die Einhaltung dieser Be-
dingungen durch ihre Organe wahrnehmen zu lassen.”

Finanzausgleichsgesetz Finanzausgleichsgesetz 2017 - FAG 2017, BGBI. I Nr.
116/2016, idF BGBI. | Nr. 106/2018

,§ 12. (1) Zur Ermittlung der Ertragsanteile der Gemeinden an den gemeinschaftlichen Bundesabga-
ben mit Ausnahme der Spielbankabgabe werden zundchst die Ertragsanteile auf die Gemeinden ldnderweise
unter Beachtung der im § 10 Abs. 5 angefiihrten Schlissel rechnungsmdBig aufgeteilt (ungekdrzte Ertragsan-
teile). Von den so linderweise errechneten Betrdgen sind 12,8 % auszuscheiden und den Landern (Wien als
Land) zu Uberweisen; sie sind — auSer in Wien - fiir die Gewahrung von Bedarfszuweisungen an Gemeinden
und Gemeindeverbdnde bestimmt (Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel, Abs. 5).

(2) Weiters sind vor der gemeindeweisen Verteilung von den Ldandern (ohne Wien) Betrdge in Hohe
des Zweckzuschusses des Bundes gemal8 § 27 Abs. 3 auszuscheiden und zur Mitfinanzierung der Kostenbei-
trdge an die Gemeinden flir Eisenbahnkreuzungen zu verwenden.

(4) Die gemdals Abs. 1 gebildeten Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel werden um die Landertépfe ge-
mal3 § 25 Abs. 2 erhéht.

(5) Die Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel sind von den Ldndern auf Basis landesrechtlicher Rege-
lungen fur folgende Zwecke zu verwenden:

1. Forderung bestehender und zusétzlicher interkommunaler Zusammenarbeit einschliefSlich sol-
cher in Form von Gemeindeverbdnden

2. Unterstiitzung strukturschwacher Gemeinden

3. Férderung von Gemeindezusammenlegungen einschlieSlich solcher, die in den jeweils letzten
zehn Jahren erfolgt sind

4. Landesinterner Finanzkraftausgleich zwischen den Gemeinden unter Bedachtnahme auf weitere
landesrechtliche Finanzkraftregelungen



5. Bedarfszuweisungen an Gemeinden

In den Jahren bis 2019 sind zumindest 15 % und ab dem Jahr 2020 zumindest 20 % der Gemeinde-Bedarfszu-
weisungsmittel flr die Zwecke gemal8 den Z 1 bis 3 zu verwenden. In einzelnen Jahren nicht fir diese Zwecke
verwendete Mittel kbnnen fir die weiteren Zwecke verwendet werden, allerdings sind die genannten Pro-
zentsdtze bei der Gesamtbetrachtung der Finanzausgleichsperiode zu erreichen. Die Ldnder informieren den
Bundesminister fir Finanzen zumindest alle zwei Jahre (iber die Verwendung der Gemeinde-Bedarfszuwei-
sungsmittel.”

Demnach sind fir Zwecke der Férderung der interkommunalen Zusammenarbeit (Punkt Il der Richtlinien), der
Unterstttzung strukturschwacher Gemeinden (Punkt Ill der Richtlinien) und der Férderung von Gemeindezu-
sammenlegungen (Punkt IV der Richtlinien) in den Jahren bis 2019 zumindest 15 % und ab dem Jahr 2020
zumindest 20 % der Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel zu verwenden. In einzelnen Jahren nicht fur diese
Zwecke verwendete Mittel konnen fir die weiteren Zwecke verwendet werden, allerdings sind die genannten
Prozentsatze bei der Gesamtbetrachtung der Finanzausgleichsperiode zu erreichen (§ 12 Abs. 5 FAG 2017).

Gesetz vom 13. November 1951 tber die Bildung eines Gemeindeausgleichs-
fonds, LGBI. Nr. 1/1952

II§ 1
Zur Gewdhrung von Bedarfszuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbdnde nach dem jeweils
geltenden Finanzausgleichsgesetz wird als zweckgebundenes Vermdégen ein Fonds mit der Bezeichnung ,Ge-
meindeausgleichsfonds” gebildet.

§2
Dem Fonds flielSen zu:
1. die nach dem jeweils geltenden Finanzausgleichsgesetz zur Gewadhrung von
Bedarfszuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbidnde bestimmten Mittel;
2. Ruckzahlungen der aus Bedarfszuweisungsmitteln gewahrten Darlehen;
die Zinsenertrdge des Fonds und der aus Bedarfszuweisungsmitteln gewdhrten Darlehen;
4.  sonstige dem Fonds zugedachte Mittel.

w

§3
Der Fonds ist von den (brigen Geldbestdnden des Landes gesondert zinsbringend anzulegen.

§4
Die Verwaltung des Fonds obliegt der Landesregierung.

§5
Das Gesetz tritt am 31. Dezember 1951 in Kraft.”

Begriffsdefinition

Finanzkraft Il

Das ist die Finanzkraft nach § 21. Abs. 5 Tiroler Mindestsicherungsgesetz, LGBI. Nr. 99/2010 idgF, oder die
allenfalls an deren Stelle tretende Finanzkraft.



ll. Forderung bestehender und zusatzlicher inter-
kommunaler Zusammenarbeit einschlielRlich sol-
cher in Form von Gemeindeverbanden

(§ 12 Abs. 5 Z 1 FAG 2017)

Die aktuelle Finanzsituation der &ffentlichen Haushalte, aber auch die gesellschaftliche und demografische
Entwicklung stellt die Gemeinden, vor allem die kleinen, peripher gelegenen, vor neue Herausforderungen.

Die Erwartungshaltung der Birgerinnen und Blrger an die Gemeindeverwaltung steigt. Die Leistungen der
Daseinsvorsorge sollen in einem landestblichen Qualitatsstandard erbracht werden.

In den peripheren Regionen wird zudem die Starkung der regionalen Zentren immer wichtiger, um alle Ange-
bote der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Daseinsvorsorge in der landesublichen Qualitat anbieten zu
konnen.

Zudem ist die steigende Komplexitat vieler Rechtsmaterien fir die Generalisten in den Gemeindeverwaltungen
immer schwieriger zu bewaltigen. Dazu kommen neue Herausforderungen wie beispielsweise das e-Govern-
ment.

Dies erfordert die Nutzung von Synergiepotentialen und die Optimierung des Infrastrukturangebotes, ebenso
wie die verstarkte Zusammenarbeit bei der Abwicklung der Verwaltungstatigkeit.

In diesem Sinne kommt Gemeindekooperationen - in welcher Rechtsform auch immer - unter dem Aspekt
einer kostensparenden, effizienten und professionellen Aufgabenerfillung und Verwaltung der Gemeinden
eine zentrale Bedeutung zu.

Die Zusammenarbeit kann dabei in einer zivil- (GmbH, KG,....) oder 6ffentlich-rechtlichen Rechtsform (Gemein-
deverband, Verwaltungsgemeinschaft,...) erfolgen.

Fur die Gewahrung von Bedarfszuweisungen fir die interkommunale Zusammenarbeit sind die Punkte V ff.
sowie die Anlagen sinngemaf anzuwenden.



ll. Unterstltzung strukturschwacher Gemeinden

(§ 12 Abs. 5 Z 2 FAG 2017)

Fur Zwecke der Unterstiitzung strukturschwacher Gemeinden sind

im Jahr 2017 6 Mio. Euro und

ab dem Jahr 2018 mindestens 5 v.H. des fir das jeweils vorangegangene Jahr an das Land fiir die
Gewahrung von Bedarfszuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbande Giberwiesenen Betrages
(Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel) (§ 12 Abs. 1 FAG 2017 und § 12 Abs. 4iVm § 25 Abs. 1 FAG 2017)
zu verwenden.

Dieser Betrag wird wie folgt verteilt:

25 v.H. nach der relativen Bevolkerungsinderung

Gefordert werden Gemeinden mit einer negativen Bevolkerungsentwicklung (Abwanderung) in einem
sechsjahrigen Betrachtungszeitraum. Die Ermittlung der Bevolkerungsveranderung erfolgt durch ei-
nen Vergleich der jahrlichen Einwohnerzahlen gem. § 10 Abs. 7 FAG 2017 im Betrachtungszeitraum
ausgehend von den Einwohnerzahlen der im laufenden Jahr anzuwendenden Statistik des Bevolke-
rungsstandes (§ 10 Abs. 7 FAG 2017). Dabei werden die Einwohnerzahlen jeweils mit den Einwohner-
zahlen des vorangegangenen Jahres verglichen. (So werden beispielsweise fiir 2020 die Abwanderer
in den Vergleichszeitrdumen 31.10.2018 gegentber 31.10.2017, 31.10.2017 gegenlber 31.10.2016,
31.10.2016 gegenuber 31.10.2015, 31.10.2015 gegentber 31.10.2014 und 31.10.2014 gegeniber
31.10.2013 herangezogen). Anspruch auf eine Férderung besteht dann, wenn in der Gemeinde zu-
mindest in einem der Vergleichsjahre des Betrachtungszeitraumes eine negative Bevolkerungsent-
wicklung (Abwanderung gegeben ist.

Die Aufteilung auf die Gemeinden erfolgt wie folgt:

o Vier Funftel (= 20 v.H. der Gesamtsumme) nach dem Ausmaf3 des Bevolkerungsriickganges. Da-
bei wird der Berechnung die Summe der im Betrachtungszeitraum abgewanderten Personen
zugrunde gelegt.

o Ein FUnftel (= 5 v.H. der Gesamtsumme) nach der Einwohnerzahl der im laufenden Jahr anzu-
wendenden Statistik des Bevolkerungsstandes (§ 10 Abs. 7 FAG 2017).

35 v.H. nach der Siedlungsdichte (EW/km? Dauersiedlungsraum)

Gefordert werden Gemeinden mit einer Dichte bis maximal 200 EW/km? Dauersiedlungs-raum (lt.
Statistik Austria  http://www.statistik.at/web de/klassifikationen/regionale gliederungen/dauer-

siedlungsraum/index.html

Dadurch fallen vor allem starker zersiedelte Gemeinden mit dadurch erhohten Aufwendungen fir
StralBenerhaltung, Abwasserbeseitigung, Schilertransporte etc. darunter.
Es sind die jeweils jungsten verfiigbaren Siedlungsdaten der Statistik Austria anzuwenden.

Der Dauersiedlungsraum umfasst den fir Landwirtschaft, Siedlung einschliellich Gewerbe und Ver-
kehrsanlagen verfligbaren Raum. Die Abgrenzung des Dauersiedlungsraumes ldsst einen relativ gro-


http://www.statistik.at/web_de/klassifikationen/regionale_gliederungen/dauersiedlungsraum/index.html
http://www.statistik.at/web_de/klassifikationen/regionale_gliederungen/dauersiedlungsraum/index.html

Ben Spielraum zu, je nachdem welche Datengrundlagen herangezogen werden bzw. in welcher raum-
lichen Bezugsbasis diese zur Verfliigung stehen. Datenquelle fur die Dauersiedlungsraumabgrenzung
sind die CORINE-Landnutzungsdaten 2006, sowie die Bevélkerung- und Beschaftigtendaten der Re-
gisterzahlung 2011 auf der Grundlage von 250 m-Rastereinheiten.

Der Dauersiedlungsraum besteht aus einem Siedlungsraum mit den Nutzungskategorien stadtisch
gepragte Flachen, Industrie-, und Gewerbefldchen und aus einem besiedelbaren Raum mit den Nut-
zungskategorien Ackerflachen, Dauerkulturen, Griinland, heterogene landwirtschaftliche Flachen, Ab-
bauflachen und den kunstlich angelegten nicht landwirtschaftlich genutzten Flachen (z.B. stadtische
Grunflachen, Sport- und Freizeitflachen). Siehe auch hier:

http://www.oerok-atlas.at/documents/neuabgrenzung_des dauersiedlungsraums.pdf

e 40 v.H. auf jene Gemeinden, deren eigene Wirtschaftskraft tendenziell niedrig ausfallt.

Darunter fallen jene Gemeinden, in denen das Kommunalsteueraufkommen des zweitvorangegan-
genen Jahres hochstens 15 v.H. am Anteil der gesamten Abgabenertragsanteile der jeweiligen Ge-
meinde betragt (Kommunalsteuerquote).

Deckelung:

Jene Gemeinden, deren Finanzkraft Il im Jahr der Gewahrung der Férderung tber der Landesdurch-
schnittskopfquote ohne Innsbruck liegt, gelten nicht als strukturschwach und erhalten keine Bedarfszu-
weisung nach dieser Bestimmung. Die Landes-Durchschnittskopfquote errechnet sich aus der Summe der
Finanzkraft Il aller Gemeinden Tirols ohne Innsbruck, geteilt durch die Summe der Einwohnerzahlen der
im zweitvorangegangenen Jahr anzuwendenden Statistik des Bevolkerungsstandes (§ 10 Abs. 7 FAG 2017).

Rundung:

Die auf die einzelnen Gemeinden entfallenden Betrage sind auf volle Euro kaufmannisch zu runden.

Auszahlung:

Die Auszahlung der Férderung erfolgt nach Vorliegen der Zwischenabrechnung in der ersten Halfte des
jeweiligen Jahres.


http://www.oerok-atlas.at/documents/neuabgrenzung_des_dauersiedlungsraums.pdf

IV. Férderung von Gemeindezusammenlegungen

(§ 12 Abs. 5 Z 3 FAG 2017)

Fur die Vereinigung von zwei oder mehreren Gemeinden (§ 4 Tiroler Gemeindeordnung 2001 — TGO) werden

Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel nach MaRgabe der folgenden Bestimmungen gewahrt:

1.

Wenn die neue Gemeinde (ber 10 000 Einwohner hat, werden dieser Gemeinde im ersten Jahr
1.000.000,- Euro, im zweiten Jahr 750.000,— Euro, im dritten Jahr 500.000,— Euro und im vierten Jahr
250.000,- Euro (ges. 2,5 Mio. Euro) gewahrt.

Wenn die neue Gemeinde 6 001 bis 10 000 Einwohner hat, werden dieser Gemeinde im ersten Jahr
750.000,— Euro, im zweiten Jahr 500.000,- Euro, im dritten Jahr 250.000,- Euro und im vierten Jahr
125.000,- Euro (ges. 1,625 Mio. Euro) gewahrt.

Wenn die neue Gemeinde 4 001 bis 6 000 Einwohner hat, werden dieser Gemeinde im ersten Jahr
600.000,— Euro, im zweiten Jahr 400.000,- Euro, im dritten Jahr 250.000,- Euro und im vierten Jahr
150.000,- Euro (ges. 1,4 Mio. Euro) gewahrt.

Wenn die neue Gemeinde 2 501 bis 4 000 Einwohner hat, werden dieser Gemeinde im ersten Jahr
500.000,- Euro, im zweiten Jahr 350.000,- Euro, im dritten Jahr 200.000,— Euro und im vierten Jahr
150.000,- Euro (ges. 1,2 Mio. Euro) gewahrt.

Wenn die neue Gemeinde 1 001 bis 2 500 Einwohner hat, werden dieser Gemeinde im ersten Jahr
400.000,~ Euro, im zweiten Jahr 300.000,- Euro, im dritten Jahr 200.000,- Euro und im vierten Jahr
100.000,- Euro (ges. 1 Mio. Euro) gewahrt.

Wenn die neue Gemeinde bis 1 000 Einwohner hat, werden dieser Gemeinde im ersten Jahr 350.000,—-
Euro, im zweiten Jahr 250.000,- Euro, im dritten Jahr 150.000,- Euro und im vierten Jahr 100.000,- Euro
(ges. 0,85 Mio. Euro) gewdhrt.

Die Gewahrung erfolgt auf Antrag der neuen Gemeinde erstmals fiir das Jahr, in dem die Gemeindefusion
wirksam wird.

Vereinigt sich die neue Gemeinde innerhalb von 4 Jahren ab dem Wirksamwerden der Gemeindefusion mit
einer oder mehreren weiteren Gemeinden, so geblhrt der wiederum neuen Gemeinde im Falle, dass sie in
eine andere GroBenklasse fallt, jahrlich der Differenzbetrag zwischen der urspriinglichen und der neuen Gro-

Benklasse.



1.

2.

10.

V. Landesinterner Finanzkraftausgleich zwischen

den Gemeinden (§ 12 Abs. 5 7Z 4 FAG 2017)

Fur Zwecke des landesinternen Finanzkraftausgleiches sind

im Jahr 2017 12 Mio. Euro und

ab dem Jahr 2018 mindestens 10 v.H. des fiur das jeweils vorangegangene Jahr an das Land fur die
Gewdhrung von Bedarfszuweisungen an Gemeinden und Gemeindeverbande Uberwiesenen Betrages
(Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel) (§ 12 Abs. 1 FAG 2017 und § 12 Abs. 4iVm § 25 Abs. 2 FAG 2017)
zu verwenden.

Fur die Berechnung des landesinternen Finanzkraftausgleichs werden die Gemeinden in folgende Gro-
Benklassen eingeteilt:

bis 2.000 Einwohner

2.001 bis 5.000 Einwohner

5.001 bis 10.000 Einwohner

10.001 bis 20.000 Einwohner

20.001 bis 50.000 Einwohner
Uber 50.000 Einwohner

Die Einwohnerzahl richtet sich nach der im laufenden Jahr anzuwendenden Statistik des Bevolkerungs-
standes (§ 10 Abs. 7 FAG 2017).

Die Finanzkraft einer Gemeinde wird ermittelt aus der Summe der Grundsteuer A und B bei einem He-
besatz von 500, der Kommunalsteuer sowie der Ertragsanteile an den gemeinschaftlichen Bundesabga-
ben ohne Spielbankabgabe des zweitvorangegangenen Jahres.

Die Summe der Finanzkraft aller Gemeinden einer in Punkt 1. genannten Grél3enklasse fur ein Jahr auf
den Kopf der Bevolkerung der Gemeinden in dieser GroBBenklasse berechnet, bildet die Durchschnitts-
kopfquote einer GréRenklasse.

Die Einwohnerzahl einer Gemeinde, vervielfacht mit der Durchschnittskopfquote der betreffenden Gro-
Benklasse, ergibt den Finanzbedarf der Gemeinde.

Die Differenz zwischen Finanzbedarf und Finanzkraft ergibt die Bemessungsgrundlage fir die Berechnung
des landesinternen Finanzkraftausgleiches. Liegt die Bemessungsgrundlage unter EUR 20.000,-- dann
wird der gesamte Finanzbedarf als Bedarfszuweisung ausgezahlt. Ubersteigt die Bemessungsgrundlage
den Betrag von EUR 20.000,--, dann wird ein Fixbetrag von EUR 20.000,-- zuztglich 15 % des Uberstei-
genden Betrages als Bedarfszuweisung zur Verfiigung gestellt. Ubersteigen die zur Verfligung stehenden
Mittel den Finanzbedarf aller anspruchsberechtigten Gemeinden oder kann deren Finanzbedarf nicht zur
Gdnze gedeckt werden, dann erfolgt eine Erhohung bzw. Kirzung der Bedarfszuweisung im Verhaltnis
der errechneten 15 % Anteile.

Rundung: Die auf die einzelnen Gemeinden entfallenden Betrage sind auf volle Euro kaufméannisch zu
runden.

Gemeinden welche die im Punkt 4. genannten Steuern und Abgaben nicht im hochstmdoglichen Ausmaf3
erheben, haben keinen Anspruch auf eine Bedarfszuweisung fir den landesinternen Finanzkraftausgleich.

Die Auszahlung der Bedarfszuweisung fir den landesinternen Finanzkraftausgleich erfolgt jeweils im Sep-
tember.



VI. Bedarfszuweisungen an Gemeinden
(§ 12 Abs. 5 Z 5 FAG 2017)

A) Bedarfszuweisungen als verlorene Zuschisse

werden insbesondere fiir folgende Vorhaben der Gemeinden gewshrt, wobei grundsatzlich Vorhaben, die
dem Pflichtaufgabenbereich der Gemeinden zuzuordnen sind, bei der Gewahrung von Bedarfszuweisungen
vorrangig zu behandeln sind:

1. Neubau, Erweiterung und Sanierung insbesondere folgender Investitionsvorhaben, unbeschadet der in
den Anlagen angefiihrten Sonderférderungen:

Gemeindeamter, Bau- und Recyclinghofe, Abfallentsorgungseinrichtungen, Wohn- und Pflege-
heime, sofern diese Malnahmen mit dem Strukturplan Pflege 2012-2022 im Einklang stehen, Kranken-
hauser, Schulen- und Kinderbetreuungseinrichtungen, Friedhofe und Aufbahrungshallen, Mehr-
zweck-/Veranstaltungsgebdude, sonstige Kinder- und Jugendeinrichtungen (Horte, Kinderspiel-
platze, ...), Musikschulen, Malinahmen zur Integration von Flichtlingen;

2. Neuerrichtung bzw. Sanierung von Gemeindestralen und -wegen Interessentenwegen (soweit die
Gemeinde eine gesetzliche Beitragspflicht zur Errichtung bzw. Erhaltung trifft), Briicken, Gehsteigen,
Strallenbeleuchtung, Schutzwasserbauten und vergleichbare Vorhaben;

Im Rahmen des Infrastrukturprogramms Gemeinden; niederrangiges StraBennetz (GemeindestralSen
und offentliche InteressentenstralBen) werden in den Jahren 2020 bis 2024 Bedarfszuweisungsmittel zur
Verfugung gestellt, welche nach dem folgenden Schlussel aufgeteilt werden:

2020 ein Betrag von 6 Mio. Euro: Dieser Betrag wird auf die Gemeinden (ohne Innsbruck) im Verhaltnis
der Summe der Lange der Gemeindestralsen und von 50 v.H. der Lange der 6ffentlichen Interessenten-
wege aufgeteilt.

2021 bis 2024 jahrlich ein Betrag von 20 Mio. Euro: Dieser Betrag wird wie folgt auf die Gemeinden
aufgeteilt:

@ 50 v.H. im Verhaltnis der Summe der Lange der Gemeindestra3en und von 50 v.H. der Lange der
offentlichen Interessentenwege

@ 50 v.H. im Verhdltnis der Finanzkraft Il der Gemeinden (aufSer Innsbruck), deren Finanzkraft Il je
Einwohner hoéchstens 120 v.H. der Landesdurchschnittskopfquote betragt. Die Einwohnerzahl rich-
tet sich nach der im zweitvorangegangen Jahr anzuwendenden Statistik des Bevolkerungsstandes
(§ 10 Abs. 7 FAG 2017).

Bezuglich der Auszahlungsmodalitaten wird auf Punkt C) verwiesen. Sollten die zugesagten Mittel eines
Jahres nicht abgerufen werden, kann auf Antrag der Gemeinde eine Ubertragung in das Folgejahr erfol-
gen.

3. Neuerrichtung bzw. Sanierung von Wasserversorgungs- und Abwasserbeseitigungsanlagen;

4. Anschaffung/Reparatur von Kommunalfahrzeugen samt Zusatzeinrichtungen einschlieflich der An-
schaffung von e-mobilen Fahrzeugen;
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Sonstige Vorhaben, die von der Gemeinde verwirklicht werden bzw. bei denen die Gemeinde einen fi-
nanziellen Beitrag aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung leistet, wie Vereinsraumlichkeiten, Sportan-
lagen, Kulturprojekte, Infrastruktur fir 6ffentlichen Verkehr und Radwege, sofern diese Vorhaben im 6f-
fentlichen Interesse der Gemeinde gelegen sind;

Gemeinden des Landes Tirol, die eine kommunale Partnerschaft mit Stadten bzw. Gemeinden der Euro-
paregion Tirol/Sudtirol/Trentino zur Starkung der kulturellen, wirtschaftlichen und sozialen Zusammen-
arbeit bilden; Zielsetzung dabei ist die Starkung des Bewusstseins der Gemeinsamkeiten des Euregio-
Raumes, die Forderung der Begegnung sowie die Schaffung von Anreizen fir den kulturellen, wirtschaft-
lichen und sozialen Austausch.

Als Ausgleich des Haushaltes (Haushaltsausgleich) bzw. als Beitrag zum Schuldendienst, wenn eine Ge-
meinde aus eigener Kraft trotz Einhaltung aller Rechtsvorschriften sowie sparsamer, wirtschaftlicher und
zweckmaBiger Gebarung unter keinen Umstanden einen Ausgleich im Haushalt herbeiftihren kann;

Fir Photovoltaikanlagen als EnergiesparmalRnahme wird eine Bedarfszuweisung in Hohe von 25 v.H. der
Kosten, héchstens jedoch 30.000,-- Euro gewahrt.

Fir Feuerwehrzwecke wird aus dem Gemeindeausgleichsfonds jahrlich ein Betrag unter dem Titel Feu-
erwehr-Kontingent bereitgestellt. Bedarfszuweisungen aus diesem Kontingent werden fur Feuerwehr-
fahrzeuge, -ausriistung sowie -geratehduser gewahrt.

Die Entscheidung Uber die Hohe einer moglichen Bedarfszuweisung trifft der zustandige Feuerwehrrefe-
rent der Tiroler Landesregierung nach Prifung durch das Bezirksfeuerwehrkommando und nach Abstim-
mung mit dem Landesfeuerwehrinspektor.

Fir den Breitbandausbau der Gemeinden werden aus dem Gemeindeausgleichsfonds fur die Jahre 2014
bis 2023 Mittel in Hohe von jahrlich 2,5 Mio. Euro bereitgestellt.

Nach Feststehen der Forderungen seitens des Landes bzw. des Bundes, erfolgt die Begutachtung des
Ansuchens der jeweiligen Gemeinde und die Ermittlung eines Bedarfszuweisungsvorschlages fur den Ge-
meindereferenten. Die Hohe der Bedarfszuweisung richtet sich nach der Finanzkraft Il der jeweiligen Ge-
meinde.

B) Verfahren bei der Gewdhrung der Bedarfszuweisungen:

Die Gewahrung erfolgt auf Antrag der Gemeinde.

Die Prufung der Antrage erfolgt seitens des fiir Gemeindeangelegenheiten zustandigen Mitgliedes der
Tiroler Landesregierung unter Einbindung der jeweiligen Bezirkshauptmannschaft und der Abt. Gemein-
den im Hinblick auf die unter Punkt 3 angeftihrten Kriterien.

Fir die Gewdhrung der Bedarfszuweisungen sind folgende Kriterien maRgeblich:

= Notwendigkeit und Dringlichkeit des Vorhabens

s Ausfuhrung im Sinne der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmafigkeit

o Finanzkraft Il der Gemeinde

o finanzielle Lage der Gemeinde (frei verfiigbare Mittel, Verschuldungsgrad, ...)

s Finanzierbarkeit des Vorhabens durch die Gemeinde

= bestehende Bedarfszuweisungszusagen und Schwerpunkte der Gemeinde sowie
s regionale Ausgewogenheit der Zusagen der Bedarfszuweisungen

bei Investitionsvorhaben ist auch auf die Nutzung erneuerbarer Energien Bedacht zu nehmen.

Im Sinne des Landesziels TIROL 2050, die Energieautonomie zu erreichen, ist bei der Neuerrichtung
von Gebduden bei geeigneten Flachen eine Photovoltaikanlage vorzusehen.



Nach positiver Priifung und Beurteilung ergeht eine schriftliche Verwendungszusage des fur Gemeinde-
angelegenheiten zustandigen Mitgliedes der Tiroler Landesregierung tiber die Hohe, den Zweck und den
Zeitraum der Gewdhrung der Bedarfszuweisung.

Vorschreibung von Bedingungen (§ 13 Finanz-Verfassungsgesetz 1948):

Die Gewahrung von Bedarfszuweisungen kann an Bedingungen geknUpft werden, die der Erhaltung oder
Herstellung des Gleichgewichts im Haushalt der empfangenden Gebietskérperschaft dienen, sofern deren
Haushaltsgleichgewicht unmittelbar bedroht oder bereits gestort ist. Die Landesregierung kann die Ein-
haltung dieser Bedingungen durch ihre Organe prufen lassen. Bei Nichteinhaltung der Bedingungen kann
eine bereits ausbezahlte Bedarfszuweisung auf kiinftige Férderungen aus Bedarfszuweisungen angerech-
net werden.

Die Bedingungen sind in die schriftliche Verwendungszusage (Punkt VI. B. 4.) aufzunehmen.
Hinweis zum Datenschutz:

Nahere Informationen zur Datenverarbeitung und den Rechten Betroffener sind unter http://www.ti-
rol.gv.at/datenschutz/, im Verarbeitungsverzeichnis des Amtes der Tiroler Landesregierung, unter Suche
nach der Datenverarbeitung ,Erftllung der gesetzlichen Aufgaben des Gemeindeausgleichsfonds (GAF)“
abrufbar.

C) Auszahlung der Bedarfszuweisungen - Priifung der Verwendungsnach-
weise - Abwicklung von Antragen auf Auszahlung von Bedarfszuweisungen in
der Gemeindeanwendung / Portal Tirol

1.

Die Auszahlung der seitens des Gemeindereferenten schriftlich zugesagten Bedarfszuweisungen erfolgt
zu den vierteljahrlichen Auszahlungsterminen, im Regelfall Ende Mdrz, Ende Juni, Ende September und
Anfang Dezember. Diese Termine werden seitens der Abteilung Gemeinden mit dem Gemeindereferen-
ten abgestimmt und den Gemeinden und Bezirkshauptmannschaften rechtzeitig bekannt gegeben.

Zur Auszahlung von schriftlich zugesagten Bedarfszuweisungen sind diese von der Gemeinde in der Ge-
meindeanwendung im Portal Tirol (GA) mittels ,Auszahlungsantrag” zu beantragen und in der Rubrik
JMitteilungen” mit einem auszahlungsbegriindenden Nachweis zu dokumentieren.

Taugliche auszahlungsbegriindende Nachweise sind:
a. Rechnungen:

Dies kommt vor allem bei Einzelvorhaben (wie Ankauf eines Kommunalfahrzeuges oder Asphaltierung
von GemeindestraBen) in Betracht. Diese Nachweise sind von den Gemeinden in die Gemeindean-
wendung zu implementieren.

b. Ausziige aus der Gemeindebuchhaltung (Kontoblatter):

Diese sind als Nachweis, insbesondere bei Bauvorhaben zweckdienlich, da hier aufgrund des Umfan-
ges des Vorhabens bzw. der Mehrzahl oder Vielzahl von Rechnungen eine Implementierung jeder
Einzelrechnung in die Gemeindeanwendung mit einem unvertretbaren Verwaltungsaufwand fur die
Gemeinden verbunden und fur Prifzwecke nur bedingt geeignet ware.

Aus dem jeweiligen Kontoblatt ist der zusammengefasste Uberblick tiber die Verbuchung der Rech-
nungen und Zahlungen ersichtlich. AuBerdem handelt es sich bei diesen Kontobldttern um Doku-
mente aus der Buchhaltung der Gemeinde, welche nach den haushaltsrechtlichen Vorschriften wie
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der Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung 2015 - VRV 2015, der Tiroler Gemeindeord-
nung 2001 und der Gemeindehaushaltsverordnung 2020 zu erstellen sind. Zentraler Grundsatz dabei
ist, dass keine Buchung ohne Beleg erfolgen darf; den Buchungen liegen somit Rechnungen und Zah-
lungsnachweise zugrunde.

c. Weiters Angebote mit Auftrags- bzw. Bestellbestatigungen, Kaufvertrage, etc.:

Diese kénnen als Nachweise anerkannt werden, wenn die entsprechende Zahlungsverpflichtung im
zeitlichen Zusammenhang mit der jeweiligen Auszahlung steht.
Diese Nachweise kommen insbesondere dann in Betracht, wenn aufgrund der lediglich vierteljghrli-
chen Auszahlungstermine der Bedarfszuweisungen die Gemeinden eine Zwischenfinanzierung auf-
nehmen mssten. Nach Vorliegen der Rechnung bzw. bei entsprechender Verbuchung in der Gemein-
debuchhaltung ist der Nachweis in sinngemalRer Anwendung der lit. a oder lit. b in der Gemeindean-
wendung durch die Gemeinde zu dokumentieren und von der BH zu tberprufen.

2. Der Auszahlungsantrag ist seitens der Gemeinden an die jeweils zustandige Bezirkshauptmannschaft (BH)
weiterzuleiten. Die BH prift den Antrag im Hinblick auf die widmungsgemafle Verwendung der Mittel
und fordert nach MaRgabe der Dringlichkeit, des Bedarfes und der vorhandenen Mittel die vom Gemein-
dereferenten zugesicherten Bedarfszuweisungen bei der Abteilung Gemeinden des Amtes der Tiroler
Landesregierung zur Auszahlung an.

3. Die Abteilung Gemeinden erstellt im Einvernehmen mit dem Gemeindereferenten den Regierungsantrag
Uber die Gewdhrung der Bedarfszuweisungen aus dem Gemeindeausgleichsfonds. Die Landesregierung
entscheidet darlber in kollegialer Beschlussfassung. Die Abteilung Gemeinden zahlt die mit Regierungs-
beschluss gewahrten Bedarfszuweisungen direkt an die Gemeinden aus.

4. Anrechnung gewdhrter Bedarfszuweisungen auf kiinftige Bedarfszuweisungen:

Dem Land ist es vorbehalten, die widmungsgemalle Verwendung der Bedarfszuweisung zu Uberprifen.
Bei widmungswidriger Verwendung kann eine bereits ausbezahlte Bedarfszuweisung auf kinftige Férde-
rungen aus Bedarfszuweisungen angerechnet werden.

VII. Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt mit 1. April 2022 in Kraft.
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Anlage 1
Richtlinie der Landesregierung fur die Férderung
des Baues von offentlichen Schulen und
Kinderbetreuungseinrichtungen

1. Aligemeines

Gefordert werden Investitionen fur den Neu-, Zu- und Umbau von Gebduden und Raumen von offentlichen,
allgemein bildenden Pflichtschulen im Sinn des § 1 Tiroler Schulorganisationsgesetz 1991 (kurz Schulen) und
von offentlichen Kinderbetreuungseinrichtungen im Sinn des § 2 Abs.1 Tiroler Kinderbildungs- und Kinderbe-
treuungsgesetz (kurz Kinderbetreuungseinrichtungen) deren Erhalter eine Gemeinde oder ein Gemeindever-
band ist (darunter fallen auch langfristig angemietete Gebaude). Nicht darunter fillt die Errichtung von Aus-
weichquartieren wie beispielsweise Containerklassen.

2. Art und Hoéhe der Forderung
Die Forderung erfolgt in Form der Gewahrung eines verlorenen Zuschusses. Die Hohe der Forderung betragt:
a) bei Neu- und Erweiterungsbauten EUR 30.000,-- je bewertbarem Raum;

b) bei Umbauten (Adaptierung bisher nicht dem Schul- oder Kinderbetreuungsbetrieb dienender Bestands-
raume, Teilung von Rdumen u. &.), Sanierungen und Modernisierungen (z. B. Dachsanierung, Heizungsein- bzw.
-umbau, Fenstertausch, WarmeschutzmaBnahmen u. &.) von Schulen und Kinderbetreuungseinrichtungen mit
forderbaren Gesamtkosten iber EUR 10.000,-- 12 % der férderbaren Gesamtkosten.

3. Bewertbare Raume

Bewertbare Raume im Sinn des Punktes 2 lit. a sind bei Schulen:

s Klassen- und Gruppenraume

s Raume fur Bewegung und Sport (Turnhallen bzw. Gymnastikraum)
s Raume fur technisches und textiles Werken bzw. Werkerziehung
s Raume fur Musikerziehung bzw. Singen und Musizieren

s Raume fur Physik- und Chemieunterricht

o Raume fur Informatikunterricht (EDV-Rdume)

s Raume fur Unterricht in Fremdsprachen (Sprachlabor)

s Rdume fur Unterricht in Erndhrung und Haushalt (Schulktiche)

s Aufenthaltsraume fir Fahrschiler und fur Freizeitbetreuung

s Kiche mit Speiseraum fur die Tagesheimbetreuung

s Lernlandschaften

o Lehrerzimmer

Bewertbare Rdume im Sinn des Punktes 2 lit. a sind bei Kinderbetreuungseinrichtungen:

o Gruppenrdume

@ Bewegungsraume

s Ruherdume

o Kiche mit Essraum

s Teilungsraume, sofern diese als Ruhe-, Gruppen- bzw. Bewegungsraume verwendet werden.
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Jeder Raum zahlt grundsatzlich als ein bewertbarer Raum. Davon ausgenommen sind Turnhallen, die ab einer
GroRe von 180 m? als zwei bewertbare Rdume und ab 300 m? als drei bewertbare Rdume zu bemessen sind.

Keine bewertbaren Raume sind jedenfalls: Sekretariatsraume, Lehrmittelzimmer, Archiv und Abstellrdume, Sa-
nitarraume, Garderoben, Hausgange, Aulen und Wohnungen.

4. Abwicklung

Die Abwicklung der Férderung erfolgt tiber die Abteilung Gemeinden. Nach Vorliegen der erforderlichen Be-
willigungen ist das Férderansuchen von der Gemeinde Uber das Portal Tirol an die Abteilung Gemeinden zu
stellen. Bei Gemeindeverbanden und Schulsprengeln ist das Ansuchen vom Gemeindeverband bzw. von der
Sitzgemeinde der Sprengelschule zu stellen.

Antrage fur Férderungen nach Punkt 2 lit. a sind grundsatzlich vor Baubeginn einzureichen.

Antrage fur Forderungen nach Punkt 2 lit. b sind nach Vorliegen der Schlussrechnung zu stellen. Bei kumulier-
ten Forderungen ist das Ansuchen in der Regel auch bereits vor Baubeginn fir das gesamte Vorhaben zu
stellen.

Die Beschlussfassung tber die Gewdhrung der Férderung und die Bereitstellung der erforderlichen Mittel er-
folgt durch die Tiroler Landesregierung.

Nach Abschluss des Bauvorhabens ist die bestimmungsgemalie Verwendung der Férdermittel durch Vorlage
einer Aufstellung der Investitionskosten (Trennung zwischen Neu- und Erweiterungsbauten sowie Umbauten),
der erfolgten Finanzierung und des Raumprogrammes mittels Planunterlagen nachzuweisen. Nach Genehmi-
gung des Zuschusses wird die Férderung zur Auszahlung angewiesen. Bei einer voraussichtlichen Hohe der
Forderung von mehr als EUR 40.000,-- kann bei Baubeginn ein Vorschuss von max. 80 v.H. der zu erwartenden
Forderung gewahrt werden.

Auf die Gewahrung der Forderung besteht kein Rechtsanspruch. Allfallige falsche Angaben ziehen die Aber-
kennung bzw. Ruckforderung der Forderung nach sich.

Der Forderungsnehmer ist verpflichtet, den Organen des Landes Tirol, insbesondere den Organen der Gemein-
deaufsicht, auf Verlangen jederzeit Auskinfte hinsichtlich des gefoérderten Vorhabens zu erteilen. Zu diesem
Zweck hat der Férderungsnehmer insbesondere die Einsicht in die Blicher und Belege sowie sonstige in diesem
Zusammenhang stehende Unterlagen zu gewdhren. Der Férderungsnehmer hat dabei weiters den vorgenann-
ten Organen nach Voranmeldung das Betreten von Grundstiicken und Gebduden wahrend der tblichen Ge-
schafts- und Betriebszeiten sowie die Durchfithrung von Uberpriifungen, die mit dem Vorhaben im Zusam-
menhang stehen, zu gestatten.

Dies gilt insbesondere auch, wenn das Vorhaben im Wege eines ausgegliederten Unternehmens oder eines
Gebdudeleasings abgewickelt wird.

5. Herkunft der Fordermittel

Die Forderung erfolgt aus Mitteln des Gemeindeausgleichsfonds und aus Landesmitteln (VP 1/210105-7355-
000 ,Zuwendungen fur Investitionszwecke an Gemeinden®).

13



Anlage 2

Vorgangsweise bei der Vergabe von GAF-Mitteln
bei der Entwicklung gemeindeubergreifender Ge-

werbegebiete ,Regionale Kooperation”

A) Voraussetzungen

1.
2.

4.

Mindestens zwei Gemeinden sind an der Zusammenarbeit beteiligt.

Es liegt eine rechtsverbindliche Vereinbarung zwischen den beteiligten Gemeinden tber die gemeinsame
Realisierung des Gewerbegebietes in der Rechtsform einer privatrechtlichen Vereinbarung, einer gemein-
samen Gesellschaft (etwa GmbH) oder eines Gemeindeverbandes vor.

Wesentliche Inhalte der Zusammenarbeitsvereinbarung mussen sein:

o

Festlegung der zu entwickelnden Flache und der Bedingungen fiir den Erwerb der Flache, insbeson-
dere ein Limit fur die Grundkosten, wobei sich dieses Limit an jenem Preis orientieren sollte, zu wel-
chem in der Folge die Grundsticke an Unternehmen angeboten werden;

Vereinbarung tber eine Aufteilung der Kosten des Erwerbes der Flachen durch die Gemeinden, falls
nicht der Tiroler Bodenfonds die Flachen auf seine Kosten erwirbt und sodann kostendeckend wei-
terveraullert;

Aufteilungsschlissel, zu dem sich die Gemeinden an den Kosten des Grunderwerbes beteiligen;
Aufteilung der Kommunalsteuer auf die beteiligten Gemeinden;

Verpflichtung aller Gemeinden, fir einen Zeitraum von finf Jahren keine weiteren eigenen Betriebs-
standorte zu widmen (ausgenommen Arrondierungswidmungen oder Widmungen bis zu einer maxi-
malen GréRe von 3 000 m?);

Verpflichtung der Gemeinden, zur gemeinsamen Verwertung des Gebietes beizutragen (Interessenten
aus der jeweiligen Gemeinde selbst und auch andere Unternehmen nur mehr fur das gemeinsame
Gewerbegebiet zu akquirieren);

Festlegungen dartber, wie die Entscheidung zum Verkauf an Unternehmen féllt, welche Art von Be-
trieben angesiedelt werden und welche ausgeschlossen sind, Kriterien Uber die erforderliche Arbeits-
platzdichte (Anzahl der kommunalsteuerpflichtigen Dienstnehmer in Relation zum Flachenverbrauch
des Unternehmens).

Eine bestimmte Mindestzusammenarbeitsdauer (mind. 5 Jahre), ansonsten hat eine aliquote Riickzahlung
der Férderung zu erfolgen.

B) Die Forderung erfolgt durch Gewahrung eines Zuschusses aus dem GAF.

1.
2.

Hohe des Zuschusses: bis zu 15 v.H. der ErschlieBungskosten (Wasser, Kanal, Verkehr);

Hohe des Zuschusses: bis zu 20 v.H. der ErschlieBungskosten (Wasser, Kanal, Verkehr), wenn zumindest
50 v.H. der ErschlieBungskosten auf beteiligte Gemeinden entfallen, die eine Finanzkraft Il pro Kopf unter
dem Landesdurchschnitt aufweisen.

Im Falle besonderer Uberregionaler Bedeutung der regionalen Kooperation, insbesondere aufgrund der
Anzahl der beteiligten Gemeinden, kann eine héhere Férderung gewdhrt werden.
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Anlage 3
Forderung von Malinahmen zur Barrierefreiheit
von Gemeindegebauden

A) Allgemeines

Fur die Foérderung von Malinahmen zur Barrierefreiheit von Gemeindegebduden werden jahrlich héchstens
zwei Millionen Euro aus Mitteln des Gemeindeausgleichsfonds zur Verfligung gestellt. Unter Gemeindegebau-
den sind dabei solche zu verstehen, die 6ffentlichen Zwecken dienen (wie Schulen, Kindergarten, Gemeinde-
amter,...), nicht aber etwa Wohnungen / Wohngebaude (fiir diese gibt es entsprechende Foérderungen aus
Mitteln der Wohnhaussanierung).

B) Fordergegenstand

Fordergegenstand sind MalRnahmen zur Herstellung der Barrierefreiheit, wie zum Beispiel die Errichtung einer
Rampe, der Einbau eines Liftes, die Verbreiterung von Tiren, die behindertengerechte Adaptierung von WC-
Anlagen, usw. in Gemeindegebauden (das sind gemeindeeigene Gebdude bzw. in Gemeindeimmobiliengesell-
schaften ausgelagerte Gemeindegeb&ude).

C) Bemessungsgrundlage

Bemessungsgrundlage sind die fir die MalBnahmen zur Herstellung der Barrierefreiheit angefallenen und mit-
tels Rechnung nachgewiesenen Kosten.

D) Forderhohe

Die Hohe der Férderung betragt 20 % der Bemessungsgrundlage (auf 100,-- Euro gerundet); finanzschwachen
Gemeinden kann eine hohere Forderung gewahrt werden (Einzelfallentscheidung durch den Gemeinderefe-
renten).

E) Forderungswerber

Forderungswerber kénnen Gemeinden und Gemeindeverbdnde sein. Es sind Forderansuchen fur hochstens
zwei Vorhaben je Forderwerber pro Jahr moéglich.

F) Abwicklung

Die Antragstellung erfolgt im Portal Tirol; nach Prifung durch die Bezirkshauptmannschaft ergeht die schrift-
liche Verwendungszusage des Gemeindereferenten.
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Anlage 4
Richtlinie fir die Gewahrung von Bedarfszuweisun-
gen aus dem Krankenhauskontingent im Rahmen
des Gemeindeausgleichsfonds

Fur die Investition missen im Finanzierungsplan Eigenmittel (Beitrage Uber die Krankenhausumlage, Ent-
nahme von Zahlungsmittelreserven) vorgesehen und auch eingebracht werden. Ohne Eigenmittel kénnen
keine Bedarfszuweisungen gewdhrt werden.

Werden Eigenmittel eingebracht, wird die Hohe der Bedarfszuweisung nach Mal3gabe der vorhandenen Mittel

nach folgenden Kriterien ermittelt:
= Anteil der Eigenmittel (mindestens 25 v.H. der Investitionsauszahlung des Vorhabens)

= Hohe der Finanzkraft Il des Bezirkes (je hoher desto weniger Bedarfszuweisungen)
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Anlage 5
Vorschusszahlungen bei Katastrophenschaden im
Gemeindevermégen

Auf Antrag der jeweiligen Gemeinde und Beflirwortung der jeweiligen Bezirkshauptmannschaft kann bei Ka-
tastrophenschaden im Gemeindevermogen aus dem Gemeindeausgleichfonds ein Vorschuss auf die zu er-
wartenden Bundesmittel ausbezahlt werden. Grundsatzlich muss der betreffende Schaden bereits im Portal
Tirol durch die Gemeinde erfasst worden sein und ein Gutachten tber die geschatzte Schadenssumme vorlie-
gen. Die Hohe des Schadens fir die Gewahrung eines Vorschusses muss mindestens EUR 100.000,-- betragen.

Bei mehreren Schaden einer Gemeinde kann ein Vorschuss dann gewahrt werden, wenn die Gesamtschadens-
summe EUR 100.000,-- Ubersteigt.

Die Hohe des Vorschusses wird wie folgt festgelegt:

Fur Gemeinden deren Finanzkraftkopfquote bis 5 v.H. unter dem Landesdurchschnitt (ohne Innsbruck) liegt,
werden maximal 40 v.H. der Schadenssumme als Vorschuss ausgezahlt. Ist die Finanzkraft Il der jeweiligen
Gemeinde hoher, so werden maximal 25 v.H. der Schadenssumme als Vorfinanzierung des Bundeszuschusses
aus dem Gemeindeausgleichsfonds ausbezahlt.

Die ausbezahlten Vorschisse werden bei der Abrechnung der Bundesmittel gegenverrechnet.



Anlage 6
Forderung der Bildung von Partnerschaften von
Gemeinden des Landes Tirol mit Stadten oder Ge-
meinden der Europaregion Tirol/Sudtirol/Trentino

1. Aligemeines

Eine Gemeindepartnerschaft — auch Stadtepartnerschaft - ist eine Partnerschaft zwischen zwei oder mehreren
Stadten oder Gemeinden mit dem Ziel, sich kulturell, wirtschaftlich und sozial auszutauschen.

Gefordert werden Gemeinden des Landes Tirol, die eine kommunale Partnerschaft mit Stadten bzw. Gemein-
den der Europaregion Tirol/Sudtirol/Trentino zur Starkung der kulturellen, wirtschaftlichen und sozialen Zu-
sammenarbeit bilden.

Zielsetzung dabei ist die Starkung des Bewusstseins der Gemeinsamkeiten des Euregio-Raumes, die Férderung
der Begegnung sowie die Schaffung von Anreizen fur den kulturellen, wirtschaftlichen und sozialen Austausch.

2. Art und Hoéhe der Forderung

Die Forderung erfolgt in Form der Gewdhrung eines verlorenen Zuschusses. Die kommunale Partnerschaft
wird einmalig mit einem Betrag von 50 v. H. der in unmittelbaren Zusammenhang mit der Bildung der Part-
nerschaft entstehenden Kosten gefordert. Die forderbaren Kosten sind dabei mit EUR 5.000,-- pro Gemeinde-
partnerschaft begrenzt.

Gefordert werden:

a.  Malnahmen zum interkommunalen Austausch
b. Kooperationstafeln an den Ortseinfahrten
c. Initiativen zur offentlichen Bekanntmachung der Partnerschaft

3. Abwicklung

Die Abwicklung der Férderung erfolgt Giber die Abteilung Gemeinden. Das Férderansuchen von der Gemeinde
ist Uber das Portal Tirol an die Abteilung Gemeinden zu stellen. Die Prifung der Antrage erfolgt seitens des fir
Gemeindeangelegenheiten zusténdigen Mitgliedes der Tiroler Landesregierung unter Einbindung der jeweili-
gen Bezirkshauptmannschaft und der Abt. Gemeinden im Hinblick auf die unter Punkt 2 angeftihrten Kriterien.

Antrage fur Forderungen nach Punkt 2 sind nach Vorliegen von Rechnungen zu stellen. Zur Auszahlung sind
von der Gemeinde in der Gemeindeanwendung im Portal Tirol (GA) mittels ,Auszahlungsantrag” zu beantragen
und in der Rubrik ,Mitteilungen” mit entsprechenden Rechnungen zu dokumentieren.

Der Auszahlungsantrag ist seitens der Gemeinden an die jeweils zustandige Bezirkshauptmannschaft (BH) wei-
terzuleiten. Die BH prift den Antrag in Hinblick auf die widmungsgema(3e Verwendung.

Die Abteilung Gemeinden erstellt im Einvernehmen mit dem Gemeindereferenten den Regierungsantrag tber
die Gewahrung der Forderung. Die Landesregierung entscheidet dartber in kollegialer Beschlussfassung. Die
Abteilung Gemeinden zahlt die mit Regierungsbeschluss gewahrten Férderungen direkt an die Gemeinden
aus.
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Der Forderungsnehmer ist verpflichtet, den Organen des Landes Tirol, insbesondere den Organen der Gemein-
deaufsicht, auf Verlangen jederzeit Auskiinfte zu erteilen. Zu diesem Zweck hat der Férderungsnehmer insbe-
sondere die Einsicht in die Blicher und Belege sowie sonstige in diesem Zusammenhang stehende Unterlagen
zu gewadhren.

Auf die Gewahrung der Forderung besteht kein Rechtsanspruch. Allfallige falsche Angaben ziehen die Aber-
kennung bzw. Rickforderung der Férderung nach sich.

4. Herkunft der Fordermittel

Die Forderung erfolgt aus Mitteln des Gemeindeausgleichsfonds.
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Anlage 7

Richtlinie zur Forderung von MaBnahmen der Ge-
meinden und Gemeindeverbdnde fir die Umstel-
lung von fossilen auf erneuerbare Energietrager

A) Allgemeines

In Umsetzung der Tiroler Nachhaltigkeits- und Klimastrategie ,Leben mit Zukunft” (Raus aus Ol und Gas bei
offentlichen Gebauden) wird eine Forderung fur die Umstellung von fossilen auf erneuerbare Energietrager
(z.B. Geothermie, Biomasseheizungen wie Pellets-, Hackgut- und Holzvergaserkessel sowie Warmepumpen)
in Gebduden, deren Erhalter eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband ist, gewahrt.

B) Fordergegenstand

1. Gefordert werden Wohnobjekte (Wohnungen/Wohnheime), die bereits eine Férderzusage des Lan-
des, Abt. Wohnbauférderung, nach der Wohnhaussanierungsrichtlinie erhalten haben.

2. Weiters werden Objekte gefordert, deren Haustechniksysteme den Anforderungen gemaf Produkt-
datenbank GET im Sinne der Wohnhaussanierungsrichtlinie vom 02.11.2021 entsprechen. Eine Liste
der forderbaren Haustechniksysteme ist auf der Homepage der Abteilung Wohnbauférderung
(www. tirol.gv.at/wohnbau) abrufbar.

Die Einhaltung der Anforderungen und die fachgerechte Ausfihrung ist vom ausfiihrenden Unter-
nehmen mittels Abnahmeformular (Formblatt F97) zu bestatigen.

C) Bemessungsgrundlage

Die Bemessungsgrundlage sind die fir die Umstellung von fossilen auf erneuerbare Energietrager mittels
Rechnung nachgewiesenen Kosten.

D) Forderhohe

Die Hohe der Forderung fir Wohnobjekte gema($ B) Abs. 1 betragt einmalig 25 % der Bemessungsgrundlage
(auf 100,-- Euro gerundet), hdchstens jedoch 40.000,-- Euro.

Die Hohe der Forderung fur Objekte gemafs B) Abs. 2 betragt einmalig 35 % der Bemessungsgrundlage (auf
100,-- Euro gerundet), hochstens jedoch 50.000,-- Euro.

E) Forderungswerber

Forderungswerber kénnen Gemeinden und Gemeindeverbande sein.
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F) Abwicklung

Auf das Verfahren und die Auszahlung der Férderung ist die Richtlinie fur die Gewahrung von Bedarfszuwei-
sungen an Gemeinden und Gemeindeverbande (§ 12 Abs. 5 Finanzausgleichsgesetz 2017) anzuwenden.
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Anlage 8

Richtlinie zur Foérderung von freiwilligen Rettungs-
organisationen

A) Allgemeines

Gemeinden und Gemeindeverbanden wird fur Vorhaben nach Punkt B), welche diese den Rettungsorganisa-
tionen der Bergrettung, Hohlenrettung sowie der Wasserrettung im Sinne des § 3iVm § 2 Abs. 9, 10 und 11
Tiroler Rettungsdienstgesetz 2009, LGBI. Nr. 69/2009, die nach § 15 Abs. 2 Tiroler Krisen- und Katastrophen-
managementgesetz, LGBI. Nr. 33/2006, in einem Vertragsverhdltnis zum Land Tirol stehen, unter dem Titel
freiwillige Rettungsorganisationen, zur Verfligung stellen, nach MaRgabe der dem Gemeindeausgleichsfonds
fur diesen Zweck aus dem Landeshaushalt zur Verfigung gestellten Mittel, eine Forderung aus dem Gemein-
deausgleichsfonds gewahrt.

B) Fordergegenstand

Fordergegenstand ist die Errichtung, die Erweiterung und die Sanierung von Orts- bzw. Einsatzstellengeb&u-
den und von Geratehdusern sowie die Anschaffung von Fahrzeugen.

C) Bemessungsgrundlage

Die Bemessungsgrundlage sind die mittels Rechnung nachgewiesenen Kosten.

D) Forderhohe

Die Entscheidung Uber die Hohe einer moglichen Foérderung trifft der zustédndige Gemeindereferent der Tiro-
ler Landesregierung nach Priifung durch die Abt. Einsatzorganisationen.

E) Forderungswerber

Forderungswerber kénnen Gemeinden und Gemeindeverbande sein.

F) Abwicklung

Auf das Verfahren und die Auszahlung der Férderung ist die Richtlinie fur die Gewahrung von Bedarfszuwei-
sungen an Gemeinden und Gemeindeverbande (§ 12 Abs. 5 Finanzausgleichsgesetz 2017) anzuwenden. Die
fachliche Priifung obliegt der Abt. Einsatzorganisationen des Amtes der Landesregierung.

22



	I. Rechtsgrundlage und Begriffsdefinition
	Finanz-Verfassungsgesetz 1948 – F-VG 1948, BGBl. Nr. 45/1948 idF BGBl. I Nr. 51/2012
	Finanzausgleichsgesetz Finanzausgleichsgesetz 2017 – FAG 2017, BGBl. I Nr. 116/2016, idF BGBl. I Nr. 106/2018
	Gesetz vom 13. November 1951 über die Bildung eines Gemeindeausgleichsfonds, LGBl. Nr. 1/1952
	Begriffsdefinition

	II. Förderung bestehender und zusätzlicher interkommunaler Zusammenarbeit einschließlich solcher in Form von Gemeindeverbänden  (§ 12 Abs. 5 Z 1 FAG 2017)
	III. Unterstützung strukturschwacher Gemeinden  (§ 12 Abs. 5 Z 2 FAG 2017)
	IV. Förderung von Gemeindezusammenlegungen  (§ 12 Abs. 5 Z 3 FAG 2017)
	V. Landesinterner Finanzkraftausgleich zwischen den Gemeinden (§ 12 Abs. 5 Z 4 FAG 2017)
	VI. Bedarfszuweisungen an Gemeinden  (§ 12 Abs. 5 Z 5 FAG 2017)
	A) Bedarfszuweisungen als verlorene Zuschüsse
	B) Verfahren bei der Gewährung der Bedarfszuweisungen:
	C) Auszahlung der Bedarfszuweisungen - Prüfung der Verwendungsnachweise - Abwicklung von Anträgen auf Auszahlung von Bedarfszuweisungen in der Gemeindeanwendung / Portal Tirol

	VII. Inkrafttreten
	Anlage 1 Richtlinie der Landesregierung für die Förderung des Baues von öffentlichen Schulen und  Kinderbetreuungseinrichtungen
	Anlage 2 Vorgangsweise bei der Vergabe von GAF-Mitteln bei der Entwicklung gemeindeübergreifender Gewerbegebiete „Regionale Kooperation“
	Anlage 3 Förderung von Maßnahmen zur Barrierefreiheit von Gemeindegebäuden
	Anlage 4 Richtlinie für die Gewährung von Bedarfszuweisungen aus dem Krankenhauskontingent im Rahmen des Gemeindeausgleichsfonds
	Anlage 5 Vorschusszahlungen bei Katastrophenschäden im Gemeindevermögen
	Anlage 6 Förderung der Bildung von Partnerschaften von Gemeinden des Landes Tirol mit Städten oder Gemeinden der Europaregion Tirol/Südtirol/Trentino
	Anlage 7
	Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände für die Umstellung von fossilen auf erneuerbare Energieträger
	Anlage 8
	Richtlinie zur Förderung von freiwilligen Rettungsorganisationen

